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Einführung in die Problematik 

Die staatliche Wirtschaftslenkung durch neuartige Formen hoheitlich beeinfluß-
ter Selbstregulierung gesellschaftlicher Kräfte rückt in zunehmendem Maße in das 
Blickfeld rechtswissenschaftlichen Interesses.1 Der Staat sieht sich immer weniger 
in der Lage, seine Steuerungsziele allein durch den Einsatz imperativer Machtmittel 
zu erreichen.2 Die wachsende Komplexität ökonomischer und ökologischer Zusam-
menhänge in einer modernen Industriegesellschaft,  die Vielfalt singulären Exper-
tenwissens und der sich aus dem raschen Wandel der Rahmenbedingungen ergeben-
de Anpassungsdruck haben dazu geführt,  daß den Möglichkeiten des Zusammen-
wirkens von Staat und gesellschaftlichen Kräften größere Aufmerksamkeit  gewid-
met wird.3 Freiwillige private Initiative und Aktivität sollen im Rahmen kooperati-
ver Kontakte als Beitrag zur öffentlichen  Aufgabenerfüllung  induziert werden.4 Da-
mit verschwimmt der klassische Gegensatz von Staat und Gesellschaft;5 grundle-
gende rechtliche Unterscheidungen zwischen öffentlichem und privatem Sektor ver-
lieren an Aussagekraft. 

Eine Form der Kooperation zwischen Staat und Wirtschaft  bilden hoheitlich in-
spirierte Verhaltensabreden zur Vermeidung gesetzlicher Regelungen. Sie sind als 
Instrument der Wirtschaftssteuerung  schon seit längerem bekannt und werden im 

1 So bildete das Thema „Verwaltung und Verwaltungsrecht zwischen gesellschaftlicher 
Selbstregulierung und staatlicher Steuerung" den zweiten Beratungsgegenstand der Dresdner 
Tagung der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer im Oktober 1996. Vgl. dazu die ein-
führenden Beiträge von Schmidt-Preuß  und Di Fabio , VVDStRl 56 (1997), 160ff.  bzw. 235 ff. 
sowie den Begleitaufsatz von Trute,  DVB1.1996,950 ff.  Auch die Staatsrechtslehrertagung im 
Jahr 1992 hatte sich mit dem Thema „Verträge und Absprachen zwischen Verwaltung und Pri-
vaten" befaßt. Vgl. hierzu die Beiträge von Burmester  und Krebs,  VVDStRL 52 (1993), 
S. 190 ff. 

2 Zu dieser Diagnose und den Gründen für die Steuerungsschwächen Grimm,  Der Wandel 
der Staatsaufgaben und die Krise des Rechtsstaats, in: Ders. (Hrsg.), Wachsende Staatsaufga-
ben - Sinkende Steuerungsfähigkeit  des Rechts, 1990, S. 291 ff.;  Ders.,  Die Zukunft der Ver-
fassung, 1991, S.41 Iff. 

3 Grundlegend Herbert  Krüger,  Von der Notwendigkeit einer freien und auf lange Sicht an-
gelegten Zusammenarbeit von Staat und Wirtschaft,  in: Schriftenreihe  der Freiherr-von-Stein-
Gesellschaft, Heft 5, 1966. 

4 Schmidt-Preuß,  S. 165. Zum staatstheoretischen Hintergrund des Paktierens Ritter,  Der ko-
operative Staat, AöR 104 (1979), S. 389ff. 

5 Vgl. hierzu Böckenförde,  Die Bedeutung der Unterscheidung von Staat und Gesellschaft 
im demokratischen Sozialstaat der Gegenwart, in: Ders. (Hrsg.), Recht, Staat, Freiheit, 1991, 
S. 209 ff.;  Rupp, Die Unterscheidung von Staat und Gesellschaft, in: Isensee/Kirchhof,  Hand-
buch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd.I, 1987, §28, S. 1187ff. 
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Schrifttum unter Bezeichnungen wie gentlemen's agreements,6 Selbstbeschrän-
kungsabkommen,7 Branchenabkommen,8 Selbstverpflichtungen, 9 normvertreten-
de,10 gesetzesabwendende11 oder regulative12 Absprachen, moral suasions13 und 
Umweltvereinbarungen 14 diskutiert; in jüngerer Zeit gewinnen sie vor allem im Be-
reich des Umweltrechts an Bedeutung.15 

Das Phänomen läßt sich einleitend wie folgt skizzieren: Wirtschaftsverbände 
oder einzelne Unternehmen erklären sich entweder öffentlich  oder gegenüber dem 
zuständigen Fachminister zu einem im Allgemeininteresse liegenden Verhalten be-
reit. Gleichzeitig wird in derartigen Erklärungen die Erwartung geäußert, daß der 
Staat im Gegenzug auf eine verbindliche Regelung der betreffenden  Materie durch 
Gesetz oder Rechtsverordnung verzichten wird. Staatliche Stellen sind in unter-
schiedlicher Weise beteiligt: Häufig gehen den Selbstbeschränkungserklärungen 
Verhandlungen zwischen der Exekutive und den betroffenen  Wirtschaftskreisen 

6 Tuchtfeld,  Gentlemen's agreements als Instrument der schweizerischen Geldpolitik, FS 
Günther Schmölders, 1968, S. 135 ff.;  v. Zezschwitz,  Wirtschaftliche Lenkungstechniken, JA 
1978, S. 497 ff. 

7 Nickel,  Absprachen zwischen Staat und Wirtschaft  - Die öffentlich-rechtlichen  Aspekte 
der Selbstbeschränkungsabkommen der deutschen Industrie, Diss. Hamburg 1979; Oldiges, 
Staatlich inspirierte Selbstbeschränkungsabkommen in der Privatwirtschaft,  WiR 1973, S. 1 ff.; 
Jarass,  Wirtschaftsverwaltungsrecht  mit Wirtschaftsverfassungsrecht,  § 7 Rn. 33 ff. 

8 Görgens/Troge,  Rechtlich verbindliche Branchenabkommen zwischen Staat und Branchen 
als umweltpolitisches Instrument in der Bundesrepublik Deutschland, Gutachten im Auftrag 
des Umweltbundesamtes, 1981. 

9 Di  Fabio , Selbstverpflichtungen der Wirtschaft  - Grenzgänger zwischen Freiheit und 
Zwang, JZ 1997, 969ff.;  Knebel/Wicke/Michael,  Selbstverpflichtungen und normersetzende 
Umweltverträge als Instrumente des Umweltschutzes, Umweltbundesamt Berichte 5/99; Bey-
er,  Der öffentlich-rechtliche  Vertrag, informales Verwaltungshandeln der Behörden und 
Selbstverpflichtungen Privater als Instrument des Umweltschutzes, Diss. Köln 1986, S. 271 ff., 
der den Begriff  der Selbstverpflichtung für Erklärungen Privater verwendet, an denen der Staat 
nicht als Vereinbarungspartner  beteiligt ist. 

10 Beyer,  S. 271 ff.,  für Erklärungen, an denen der Staat als Partner beteiligt ist. Ebenso die 
Terminologie von Bohne, Informales Verwaltungs- und Regierungshandeln als Instrument des 
Umweltschutzes, VerwArch 75 (1984), S. 343ff.;  Ders.,  Privatisierung des Staates - Abspra-
chen zwischen Industrie und Regierung in der Umweltpolitik, JbRSoz 1982, 266ff.;  Müggen-
borg,  Formen des Kooperationsprinzips im Umweltrecht der Bundesrepublik Deutschland, 
NVwZ 1990, 909ff.  (917); Hoppe/Beckmann,  Umweltrecht, §9 Rn.32, S. 159. 

11 Stoben  Rückzug des Staates im Wirtschaftsverwaltungsrecht  - Zur Deregulierungsdebat-
te in Deutschland, 1997, S.60. 

12 Kloepfer,  Umweltrecht, S.294. 
13 Tuchtfeld,  Moral suasion in der Wirtschaftspolitik,  in: Hoppmann (Hrsg.), Konzertierte 

Aktion, 1971, S. 21 ff. 
14 Grewlich,  Umweltschutz durch „Umweltvereinbarungen" nach nationalem Recht und Eu-

roparecht, DÖV 1998, 54 ff. 
15 Dazu Hartkopf/Bohne,  Umweltpolitik I, S. 222ff.;  Kloepfer,  Umweltrecht, S. 292ff.; 

Ders.,  Zu den neuen umweltrechtlichen Handlungsformen des Staates, JZ 1991, 737ff.,  mit 
dem Hinweis, daß sich „das Umweltrecht immer mehr zum Regelungslaboratorium der gesam-
ten Rechtsordnung" entwickele. 
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voraus. In einigen Fällen beschränkt sich die staatliche Mitwirkung aber auch auf 
die bloße Anregung von Erklärungen, die dann von den einzelnen Unternehmen 
bzw. ihren Verbänden untereinander ausgehandelt werden. Die staatliche Gegenlei-
stung für die Zusagen der Wirtschaft  besteht in einem vorläufigen Verzicht auf eine 
Initiative zum Erlaß eines Parlamentsgesetzes oder einer Rechts Verordnung. 

Die kartellrechtlichen Probleme, die sich aus dem abgestimmten Verhalten der an 
den Absprachen beteiligten Wirtschaftssubjekte ergeben, sind bereits verschiedent-
lich untersucht worden.16 Dagegen sind die öffentlich-rechtlichen  Bindungen, de-
nen die staatliche Mitwirkung an Selbstbeschränkungsabkommen unterliegt, zwar 
wiederholt in der Literatur erörtert, aber noch nicht abschließend geklärt worden. 
Ebensowenig konnte bisher ein Konsens über den Grad rechtlicher ΒindungsWir-
kung erzielt werden, den die Absprachen für die Beteiligten entfalten. Schließlich 
stellt sich vor dem Hintergrund der allgemeinen Deregulierungsdiskussion die Fra-
ge, inwieweit Selbstbeschränkungsabkommen ein taugliches Mittel zur Eindäm-
mung der vielfach erörterten und beklagten17 Gesetzesflut darstellen. 

Im folgenden soll zunächst ein Überblick über einige der in jüngerer Zeit ge-
schlossenen Vereinbarungen dieser Art gegeben werden. Die rechtliche Analyse 
neuartiger staatlicher Handlungsformen setzt einen verläßlichen empirischen Be-
fund voraus, will sie sich nicht in Spekulationen über Charakter und Auswirkungen 
des Instruments verlieren. Danach kann der Untersuchungsgegenstand der Arbeit 
näher gekennzeichnet werden, indem der Begriff  der normvermeidenden Absprache 
definiert  und von verwandten Erscheinungsformen staatlichen Handelns abgegrenzt 
wird. Anschließend wird der Versuch unternommen, die unterschiedlichen Formen 
des Zustandekommens und des Vollzugs der Absprachen zu systematisieren 
(1. Teil). 

Sodann wird die politisch-ökonomische Zweckmäßigkeit der Absprachen unter-
sucht. Die Effizienz  der Absprachen ist vor allem vor dem Hintergrund der Delega-
tion von Gemeinwohlverantwortung, die in den Absprachen liegt, von rechtlichem 
Interesse. Die Aktivierung selbstregulativer Beiträge ist nur solange akzeptabel, wie 
das staatliche Steuerungsmandat, das in den Handlungsaufträgen an den Gesetz-
und Verordnungsgeber liegt, nicht vernachlässigt wird. Es stellt sich daher insbeson-

16 Baur,  Kooperative Wirtschaftslenkung und Kartellrecht, in: Erdmann (Hrsg.), FS Frhr. 
v. Gamm, 1990, S. 525 ff.;  Baudenbacher,  Kartellrechtliche und verfassungsrechtliche  Aspekte 
gesetzesersetzender Vereinbarungen zwischen Staat und Wirtschaft,  JZ 1988, 689ff.  (693 ff.); 
Kloepfer,  Umweltschutz als Kartellprivileg?, JZ 1980,781 ff.;  Immenga, Politische Instrumen-
talisierung des Kartellrechts?, Tübingen 1976; Ders.,  Internationale Selbstbeschränkungsab-
kommen zwischen staatlicher Handelspolitik und privater Wettbewerbsordnung, RabelsZ 49 
(1985), 303 ff.;  Lorenz,  Staatlich inspirierte Selbstbeschränkungsabkommen und Kartellrecht, 
Diss. FU Berlin 1977; Markert,  Kartelle als Mittel staatlicher Wirtschaftsplanung, in: J.H. Kai-
ser, Planung IV, 1970,191 ff.;  Schiarmann,  Die Wirtschaft  als Partner des Staates - Formen ei-
ner herrschaftslosen  und kooperativen Wirtschaftspolitik, Diss. Hamburg 1972. 

17 Kloepfer,  Gesetzgebung im Rechtsstaat, VVDStRL 40 ( 1982), 68 ff.  ; Isensee, Mehr Recht 
durch weniger Gesetze?, ZRP 1985, 142. 
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